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1. 1. Kassen-Nachschau ab 1.1.2018 
 
Aufgrund der im Rahmen von Außenprü-
fungen wiederholt festgestellten Manipula-
tionen an Registrierkassen hat der Ge-
setzgeber mit dem „Gesetz zum Schutz 
vor Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen“ auch eine sog. Kassen-
Nachschau implementiert.  
 
Diese kann ab 1.1.2018 in den Ge-
schäftsräumen von Steuerpflichtigen 
während der üblichen Geschäfts- und 
Arbeitszeiten und außerhalb einer Au-
ßenprüfung durchgeführt werden. Eine 
vorherige Ankündigung ist nicht erfor-
derlich. Abweichend davon dürfen Wohn-
räume gegen den Willen des Inhabers nur 
zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit betreten werden. 
 

Die Kassen-Nachschau stellt ein besonde-
res Verfahren zur zeitnahen Prüfung des 
ordnungsgemäßen Einsatzes des elektro-
nischen Aufzeichnungssystems, der Ord-
nungsmäßigkeit der Kassenaufzeichnun-
gen und der ordnungsgemäßen Übernah-
me der Aufzeichnungen in die Buchfüh-
rung dar.  
 
Die von der Nachschau betroffenen Steu-
erpflichtigen haben die relevanten Auf-
zeichnungen, Bücher und Organisations-
unterlagen auf Verlangen vorzulegen und 
Auskünfte zu erteilen. Sofern die Daten in 
elektronischer Form vorliegen, gelten die 
bekannten Verpflichtungen bezüglich des 
Datenzugriffs bzw. der maschinellen Aus-
wertung.  
 
Kontrolliert werden können sowohl Regist-
rierkassen, computergestützte Kassensys-
teme und der ordnungsgemäße Einsatz 
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des elektronischen Aufzeichnungssystems 
wie auch offene Ladenkassen.  
 
Bitte beachten Sie! Eine Beobachtung 
der Kassen und ihrer Handhabung in Ge-
schäftsräumen, die der Öffentlichkeit zu-
gänglich sind, ist ohne Pflicht zur Vorlage 
eines Ausweises des Finanzbeamten zu-
lässig. Dies gilt z. B. auch für Testkäufe. 
 
Im Falle von offenen Ladenkassen kann 
der Amtsträger zur Prüfung der ordnungs-
gemäßen Kassenaufzeichnungen einen 
sog. „Kassensturz“ verlangen sowie sich 
die Aufzeichnungen der Vortage vorlegen 
lassen. 
 
Besteht ein Anlass zu Beanstandungen 
der Kassenaufzeichnungen, -buchungen 
oder der zertifizierten technischen Sicher-
heitseinrichtung, kann der Amtsträger – 
nach schriftlichem Hinweis – ohne vorhe-
rige Prüfungsanordnung zur Außenprü-
fung übergehen.  
 
 
2. Anforderungen an die Aufzeichnun-

gen bei Einnahmen-Überschuss-
Rechnung und offener Ladenkasse 

 
Mit Beschluss vom 12.7.2017 bezieht der 
Bundesfinanzhof (BFH) zu einigen Beson-
derheiten der Kassenführung bei kleineren 
Unternehmen mit offener Ladenkasse und 
zur Vornahme von Hinzuschätzungen 
Stellung. 
 
Danach berechtigen formelle Mängel der 
Aufzeichnungen (nur) insoweit zur Schät-
zung, als sie Anlass geben, die sachliche 
Richtigkeit des Ergebnisses der Ge-
winnermittlung anzuzweifeln. Jedenfalls 
dann, wenn vorwiegend Bargeschäfte ge-
tätigt werden, können Mängel bei der Kas-
senführung aber den gesamten Aufzeich-
nungen die Ordnungsmäßigkeit nehmen. 
 
Die Finanzbehörde hat u. a. dann eine 
Schätzung der Besteuerungsgrundla-
gen vorzunehmen, wenn die Aufzeich-
nungen des Steuerpflichtigen der Be-
steuerung nicht zugrunde gelegt wer-
den können, sie also nicht den Vor-
schriften der Abgabenordnung ent-
sprechen oder sonst nach den Um-
ständen des Einzelfalls Anlass besteht, 

ihre sachliche Richtigkeit zu beanstan-
den. 
  
Eine Aufbewahrung von Tagessummen-
Belegen mit Einzelaufzeichnung der Erlö-
se und Summenbildung kann nach Auf-
fassung des BFH, sofern im Betrieb keine 
weiteren Ursprungsaufzeichnungen ange-
fallen sind, in Fällen der Einnahmen-
Überschuss-Rechnung und Verwendung 
einer offenen Ladenkasse den formellen 
Anforderungen an die Aufzeichnungen 
genügen. 
 
Die Rechtsprechung, wonach Einzelauf-
zeichnungen der Erlöse in bestimmten 
Fällen aus Zumutbarkeitsgründen nicht 
geführt werden müssen, ist nicht auf Ein-
zelhändler beschränkt, sondern kann auch 
auf Kleindienstleister anwendbar sein. 
 
Anmerkung: Auch, wenn der Bundesfi-
nanzhof in diesem Fall zugunsten des 
Steuerpflichtigen entschieden hat, sei da-
rauf hingewiesen, dass fehlende oder un-
vollständige Aufzeichnungen immer den 
Argwohn der Finanzverwaltung erregen 
und diese zu Schätzungen veranlassen, 
die i. d. R. nicht die Realität des Betriebes 
abbilden und erhebliche Nachzahlungen – 
sowohl Einkommensteuer als auch Um-
satzsteuer – mit sich ziehen. 
 
 
3. Geschenke an Geschäftsfreunde: 

Finanzministerium agiert zugunsten  
der Steuerpflichtigen 

 
Geschenke, die die Geschäftsbeziehung 
fördern oder Neukunden anziehen sollen, 
können beim Empfänger zu einkommen-
steuerpflichtigen Einnahmen führen. 
Müsste der Empfänger den Wert versteu-
ern, würde der Zweck des Geschenks 
verfehlt. Deshalb ist es dem Schenkenden 
gestattet, die auf das Geschenk entfallen-
de Einkommensteuer des Beschenkten zu 
übernehmen. Dafür wird die Steuer bei 
ihm mit einem Pauschsteuersatz von 30 % 
zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kir-
chensteuer erhoben.  
 
In der August-Ausgabe unseres Informati-
onsschreibens berichteten wir über ein 
Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 
7.6.2017, der die Übernahme dieser Steu-
er nun als „weiteres Geschenk“ beurteilt 



 

 

hat. Ein Betriebsausgabenabzug kommt 
danach nicht in Betracht, wenn der Wert 
des Geschenks und die dafür anfallende 
Pauschalsteuer insgesamt 35 € überstei-
gen. Damit wäre das Abzugsverbot auch 
dann anzuwenden, wenn diese Betrags-
grenze erst aufgrund der Höhe der Pau-
schalsteuer überschritten wird. 
 
Anmerkung: Das Bundesfinanzministeri-
um teilt in seinem Schreiben vom 
14.9.2017 zur Anwendung neuer BFH-
Entscheidungen mit, dass es die Grunds-
ätze dieses Urteils nicht anwenden, son-
dern nach der bisherigen Handlungsweise 
verfahren will. Danach ist bei der Prüfung 
der Freigrenze aus Vereinfachungsgrün-
den allein auf den Betrag der Zuwendung 
abzustellen. Die übernommene Steuer ist 
nicht mit einzubeziehen. 
 
 
4. Künstlersozialabgabe auch für 

GmbH-Gesellschafter-
Geschäftsführer? 

 
Mit der Einführung der Künstlersozialver-
sicherung kann jede Inanspruchnahme 
einer künstlerischen oder publizistischen 
Leistung durch ein Unternehmen bzw. 
einen Verwerter abgabenpflichtig sein. Für 
die Inanspruchnahme selbstständiger 
künstlerischer oder publizistischer Leis-
tungen ist die Künstlersozialabgabe zu 
zahlen. Der Abgabensatz beträgt für 2017 
4,8 % und sinkt zum 1.1.2018 auf 4,2 %. 
 
Abgabepflichtig sind i. d. R. Unternehmen 
unabhängig von ihrer Rechtsform, die ty-
pischerweise als Verwerter künstlerischer 
oder publizistischer Werke oder Leistun-
gen tätig werden, wie z. B. Verlage oder 
Presseagenturen. Aufgrund einer sog. 
„Generalklausel“ kann jedoch jedes 
Unternehmen abgabepflichtig werden, 
wenn es „nicht nur gelegentlich“ 
selbstständige künstlerische oder pub-
lizistische Leistungen für Zwecke sei-
nes Unternehmens in Anspruch nimmt 
und damit Einnahmen erzielen will. 
Nicht abgabepflichtig sind Zahlungen 
an juristische Personen – also an eine 
GmbH. 
 
Mit dem Gesetz zur Stabilisierung der 
Künstlersozialabgabe wird der Begriff der 
„nicht nur gelegentlichen“ Auftragsertei-

lung durch eine sogenannte Bagatell-
grenze von 450 € im Kalenderjahr kon-
kretisiert.  
 
Anmerkung: Zu Überraschungen kann es 
bei Betriebsprüfungen kommen, wenn der 
Prüfer die Zahlungen an „selbstständige“ 
GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer der 
Künstlersozialabgabe unterwirft. Davon 
betroffen sind Unternehmen, in denen der 
Gesellschafter-Geschäftsführer der „krea-
tive Kopf“ des Unternehmens ist. Hier un-
terstellt die Künstlersozialkasse, dieser sei 
überwiegend künstlerisch oder publizis-
tisch für die Gesellschaft tätig. Betroffene 
Steuerpflichtige sollten sich hier zeitnah 
beraten lassen!  
 
 
5. Haushaltsnahe Dienstleistungen – 

hier: Glasfaseranschlüsse und Re-
paratur von Elektrogeräten 

 
Die Aufwendungen für private Glasfaser-
anschlüsse können im Rahmen der 
haushaltsnahen Dienstleistungen als 
„Handwerkerleistungen“ steuerlich geltend 
gemacht werden. Für die Inanspruchnah-
me von Handwerkerleistungen für Reno-
vierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-
rungsmaßnahmen ermäßigt sich die tarifli-
che Einkommensteuer auf Antrag um  
20 % der Aufwendungen des Steuerpflich-
tigen, höchstens jedoch um 1.200 € im 
Jahr. 
 
Neben der steuerlichen Förderung für Pri-
vathaushalte werden Hausanschlüsse an 
Versorgungsnetze auch bei vermieteten 
Grundstücken steuerlich berücksichtigt. 
Die Kosten sind entweder als (nachträgli-
che) Herstellungskosten des Gebäudes 
(im Wege der Abschreibung) bei erstmali-
ger Verlegung oder als sofort abzugsfähi-
ger Erhaltungsaufwand bei Ersatz vorhan-
dener Anschlüsse als Werbungskosten bei 
den Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung steuerlich abziehbar.  
 
Auch Aufwendungen für die Reparatur 
von Elektrogeräten im Haushalt des 
Steuerpflichtigen sind steuerlich als 
„Handwerkerleistungen“ berücksichti-
gungsfähig, soweit die Geräte in der Haus-
ratversicherung mitversichert werden kön-
nen. 
 



 

 

Eine allgemeine Anspruchsvoraussetzung 
für die Gewährung der Steuerermäßigung 
stellt die Leistungserbringung im Haushalt 
des Steuerpflichtigen dar. Unter einem 
Haushalt ist die Wirtschaftsführung mehre-
rer zusammenlebender Personen oder 
einer einzelnen Person in einer Wohnung 
oder in einem Haus einschließlich des 
dazugehörenden Grund und Bodens zu 
verstehen.  
 
 
6. Steuern sparen mit der „Haushalts-

hilfe“ 
 
Der Gesetzgeber fördert Privathaushalte, 
die haushaltsnahe Dienstleistungen von 
Minijobbern verrichten lassen, auf beson-
dere Art und Weise. Das Finanzamt er-
kennt 20 % der gesamten Aufwendungen, 
maximal jedoch 510 € im Jahr, als Minde-
rungsbetrag bei der Steuerschuld an. An-
ders als bei Werbungskosten oder Son-
derausgaben, deren Anerkennung ledig-
lich das steuerpflichtige Einkommen redu-
ziert, vermindert der Absetzungsbetrag für 
Minijobs in Privathaushalten die Einkom-
mensteuer unmittelbar. Die von den Pri-
vathaushalten an die Minijob-Zentrale ab-
zuführenden Abgaben betragen 14,8 %. 
Durch die Absetzbarkeit von 20 % der 
Arbeitgeberaufwendungen für den Mi-
nijobber kann sich bei der Steuererklärung 
hier ein echtes Plus ergeben. 
 
Beispiel: Zum 1.1.2017 stellte ein Ehe-
paar eine Haushaltshilfe z. B. eine Putz-
frau ein. Die Haushaltshilfe ist gesetzlich 
krankenversichert und unterliegt im Mi-
nijob nicht der Rentenversicherungspflicht. 
Das Ehepaar zahlt der Haushaltshilfe eine 
Vergütung von 180 € im Monat. Die Steu-
erschuld des Ehepaares für das Jahr 2017 
beträgt 8.500 €. 
 
An die Minijob-Zentrale zu zahlen: (12 
Monate x 180 € = 2.160 x 14,8 % =) 
319,68 € Absetzungsbetrag: (2.160 Lohn 
+ 319,68 € Abgaben = 2.479,68 € x 20 % 
=) 495,94 € 
 
Durch die Berücksichtigung des Abset-
zungsbetrags vermindert sich die Ein-
kommensteuerschuld nachträglich um 
495,94 € auf 8.004,06 €. Die Steuerer-
sparnis übersteigt den Betrag, den das 
Ehepaar für die Haushaltshilfe an die Mi-

nijob-Zentrale abzuführen hat, um 176,26 
€ (495,94 € abzüglich 319,68 €) im Jahr. 
 
Vorteil Unfallversicherungsschutz: An-
gemeldete Haushaltshilfen sind offiziell 
gesetzlich bei den hauswirtschaftlichen 
Tätigkeiten auf allen damit zusammen-
hängenden Wegen und auf dem direkten 
Weg von ihrer Wohnung zur Arbeit und 
zurück unfallversichert. Beschäftigt ein 
Arbeitgeber die Haushaltshilfe „schwarz“, 
kann der Unfallversicherungsträger den 
Privathaushalt für die entstandenen Un-
fallkosten in die Haftung nehmen. 
 
 
7. Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung 

und Freibeträge 
 
Um die monatliche Steuerlast von vornhe-
rein zu reduzieren, können Steuerpflichti-
ge beim Finanzamt Freibeträge eintragen 
lassen und einen Antrag auf Lohnsteuer-
Ermäßigung stellen. Davon profitiert z. B. 
jemand, der weite Wege zur Arbeit fährt 
oder durch die Betreuung von Kindern 
oder durch Unterhaltszahlungen eine hohe 
finanzielle Belastung hat. 
  
Der Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung 
2018 wurde neu gestaltet: So enthält nun 
der Hauptvordruck bereits den „Verein-
fachten Antrag auf Lohnsteuer-
Ermäßigung“, für den bislang ein eigener 
Vordruck ausgefüllt werden musste. Da-
neben gibt es die Anlagen zu Werbungs-
kosten, Sonderausgaben/ außergewöhnli-
che Belastungen und Kindern. 
  
Der Antrag für das Lohnsteuerermäßi-
gungsverfahren für das Jahr 2018 kann 
seit Oktober beim Finanzamt gestellt wer-
den, auf Wunsch auch für zwei Jahre. Än-
dern sich die Verhältnisse, sodass mit 
geringeren Kosten zu rechnen ist, muss 
dies dem Finanzamt mitgeteilt werden. 
 
Anmerkung: Falls bereits im Vorjahr ein 
Antrag gestellt wurde und sich die Steuer-
freibeträge nicht verändert haben, so ge-
nügt es, im Hauptvordruck die Angaben 
zur Person sowie den Abschnitt „Lohn-
steuer-Ermäßigung im vereinfachten Ver-
fahren“ auszufüllen. 
 
 
 



 

 

 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.11.2017 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 

15.11.2017 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.11.2017 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

    
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl.  40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2017: August = 109,5, Juli = 109,4; Juni = 109,0; Mai 108,8; April = 109,0; 
März = 109,0;  
Februar = 108,8; Januar = 108,1 
2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9;  
September = 107,7 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für  deren Inhal t  kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
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